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Die grosse Wahlumfrage: Sieben Parteien auf den Zahn gefiihlt

Klare und knappe Antworten auf teils knifflige Fragen: Das hat die «Schweizer Revue» von den sieben wahlerstarksten Parteien eingefordert.
Die Antworten sind eine Orientierungshilfe fiir all jene, die an den eidgendssischen Wahlen vom 20. Oktober 2019 mitbestimmen wollen.
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Biirgerlich-Demokratische
Partei (BDP)

2008 als Abspaltung von der SVP
gegriindete Mittepartei.
Parteistarke 2015: 4,1 %.
Aktuelles politisches Gewicht:

7 Sitze im Nationalrat,

1 Sitzim Standerat.
www.bdp.info

&

Christlichdemokratische
Volkspartei (CVP)

Mittepartei mit konservativ-
katholischen Wurzeln.
Parteistarke 2015: 11,6 %.
Aktuelles politisches Gewicht:

26 Sitze im Nationalrat, 14 Sitze
im Standerat, 1 Sitz im Bundesrat.
www.cvp.ch

FDP

Die Liberalen

Freisinnig-Demokratische
Partei (FDP)

(seit der Fusion von 2009 mit der
Liberalen Partei unter dem

Label «FDP. Die Liberalen»).
Parteistarke 2015: 16,4 %.
Aktuelles politisches Gewicht:

33 Sitze im Nationalrat, 12 Sitze
im Sténderat, 2 Sitze im Bundesrat.
www.fdp.ch

glp

Griinliberale Partei (GLP)
Als Mittepartei 2007 aus einer
rechten Abspaltung von den
Griinen entstanden.
Parteistarke 2015: 4,6 %.

Aktuelles politisches Gewicht:

8 Sitze im Nationalrat.
www.grunliberale.ch
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Griine Partei der Schweiz (GPS)
Linke Partei mit Wurzeln in der
Anti-AKW-Bewegung und
zivilgesellschaftlichen Gruppen.
Parteistarke 2015: 7,1 %.
Aktuelles politisches Gewicht:

11 Sitze im Nationalrat, 1 Sitz im
Standerat.

www.gruene.ch

/_SCHWEIZER
S QAT

Die Partei des Mittelstandes

Schweizerische Volkspartei
(SVP)
Konservative-nationalistische
Rechtspartei, seit 2003 wahler-
starkste Partei.

Parteistarke 2015: 29,4 %.
Aktuelles politisches Gewicht:

64 Sitze im Nationalrat, 5 Sitze im
Standerat, 2 Sitze im Bundesrat.
www.svp.ch

Der demografische Wandel wirkt sich auf die Finanzierung der Sozialwerke aus. Soll das Rentenalter in der Schweiz von heute 64 Jahren fiir Frauen und 65 Jahren fiir Manner erhdht werden?

8l
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Sozialdemokratische Partei (SP)
Einzige linke Partei in der Landes-
regierung, Wurzeln in der Arbeiter-
bewegung.

Parteistarke 2015: 18,8 %.
Aktuelles politisches Gewicht:

42 Sitze im Nationalrat, 12 Sitze

im Standerat, 2 Sitze im Bundesrat.
WWW.sp-ps.ch

JA

Nebst der ErhGhung des Renten-
alters ist dessen Koppelung an die
Lebenserwartung die einzige
Mdglichkeit sicherzustellen, dass
auch nachfolgende Generationen
noch eine Rente erhalten.

JA

Mit der schrittweisen Angleichung
kann das System nachhaltig finan-
ziert werden, wobei Frauen dafiir
nicht die Kosten tragen sollen.
Beitragsliicken durch Mutterschaft
miissen kompensiert werden.

JA

In einem ersten Schritt ist das
Rentenalter auf 65/65 anzugleichen.
Langfristig miissen wir wegen der
demografischen Entwicklung iiber
echte Massnahmen diskutieren.

JA
Eine Erhhung und Flexibilisierung

des Rentenalters ist aufgrund

der demografischen Entwicklung
wingend.

Frauen haben heute wegen tieferer
Lohne und unbezahlter Betreuungs-
und Pflegearbeit eine grosse
Rentenliicke. Solange diese nicht
geschlossen ist, bleibt eine
Erhdhung des Rentenalters unfair.

JA

Das Rentenalter 65 fiir Frauen und
Manner ist fiir die finanzielle
Sicherung der AHV unumgénglich.

Die Gesundheitskosten und die Krankenkassenpramien in der Schweiz steigen Jahr fiir Jahr an. Welches sind die drei wichtigsten Massnahmen, mit denen dieser Entwicklung entgegenzuwirken ist?

Die Situation der élteren Arbeit-
nehmenden auf dem Arbeitsmarkt
ist dramatisch, mit einer Zunahme
der Langzeitarbeitslosigkeit und der
Sozialhilfequote. Altere Arbeitslose
werden diskriminiert.

> Stérkung der Eigenverantwortung
der Patienten, entweder durch inte-
grierte Versorgungsmodelle oder
durch wirksame Erhghung der Fran-
chise sowie des Selbstbehaltes.

> Eine Kostenbremse im Gesund-
heitswesen, wie sie die CVP mit einer

Volksinitiative fordert: Sie stellt
sicher, dass die Pramien nicht starker
steigen diirfen als die Lohne.

> Die Losung liegt nicht in einem
einzigen Wunderheilmittel, sondern
alle miissen mitmachen, und viele
Massnahmen sind ndtig. Beispiels-
weise miissen Qualitdt und Kosten

> Die GLP will ein Gesundheits-
system, das die Versorgung der
ganzen Bevdlkerung sicherstellt
und gleichzeitig die Eigenverantwor-
tung und Pravention fordert.

> Prioritdr ist die Starkung der
Grundversorgung, der Pravention
und der Koordination. Zum Beispiel
mit einer dffentlichen Kranken-
kasse.

> Generell ist mehr Selbstverant-
wortung notwendig. Beispielsweise
soll bei ambulanten Praxis- oder
Spitalbesuchen fiir jede neue Be-
handlung ein symbolischer Selbst-

> Griffige Zulassungssteuerung im
ambulanten Bereich: die Kantone
miissen die Erdffnung von Arztpraxen
bedarfsgerecht steuern konnen.

> Senkung der Medikamenten-
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> Forcierung der einheitlichen
Finanzierung der stationaren und
ambulanten Behandlung. Die Prami-
enzahler werden im jetzt geltenden
System zu stark belastet.

> Die Digitalisierung nutzen:
Moderne Kommunikationsmittel
sollen vermehrt zur Anwendung
kommen. Das elektronische Patien-
tendossier ist iiberfallig.

Unndtige Behandlungen sollen ver-
hindert werden, um bei gleichblei-
bender Qualitét Kosten zu sparen.
> Vermeiden von teurer und ge-
sundheitsschadlicher Uberbehand-
lung. Die veralteten und zu hohen
Tarife sind endlich anzupassen.

> Fordern ambulanter Eingriffe und
gleichzeitig Reduzieren von Spital-
kapazitaten.

der Leistungen fir die Patienten
vergleichbar werden.

> Teure Fehlanreize wie das Wett-
riisten bei Kantonsspitélern sind zu
beseitigen.

> Auch wir Patienten miissen unser
Bewusstsein fir die Kosten der
eigenen Gesundheit erhhen. Ideen
wie freiwillige Pflegesparkonten mit
Steuerbefreiung wie bei der 3. Séule
haben Potenzial.

> Wir stehen zu Wahlfreiheit und
Wettbewerb. Fehlanreize sind zu
beseitigen. Dafilr braucht es unter
anderem eine einheitliche Finanzie-
rung von stationdren und ambulan-
ten Leistungen. Mengenbezogene
Lohnanreize fiir Spitaldrzte gehdren
abgeschafft.

> Die Patientenrechte miissten
gestarkt und die Informationen dar-
iiber verbessert werden.

> Stérkere Forderung und Finanzie-

rung von Projekten, die Beratung,
Pravention, Behandlung und Pflege
sinnvoll miteinander verknipfen.

> Solange die unsozialen Kopfpré-
mien bestehen bleiben, braucht es
eine Korrektur. Die Griinen setzen
sich fiir soziale Pramienverbilligun-
gen ein und bekdmpfen entspre-
chende Sparmassnahmen.

kostenanteil in bar erhoben werden.
In Spitalambulatorien soll dieser
Betrag doppelt so hoch sein wie in
freien Arztpraxen.

> Es darf keine leichtsinnige Aus-
weitung des Pflichtleistungskatalogs

in der Grundversicherung mehr geben,

s0 zum Beispiel bei der Kosteniiber-
nahme fiir fruchtbarkeitserhaltende
Massnahmen bei Krebspatienten.

preise durch Einfiihrung eines
Referenzpreissystems und Schaffung

von Transparenz iiber die Forschungs-

kosten der Pharma und die Bildung
der Fabrikabgabepreise.

> Einfiihrung von Tarifmodellen,
welche die Kooperation zwischen
den Leistungserbringern und

die koordinierte Versorgung fordert
(Revision Tarmed).

Bestens integrierte Auslander haben in der Schweiz kaum Mitbestimmungsrechte. Das fiihrt auch zu Kritik am Stimmrecht jener Auslandschweizer, die mitbestimmen, ohne je in der Schweiz gelebt zu haben. Sollen Auslanderinnen
und Auslénder, die seit mindestens zehn Jahren in der Schweiz leben, das Stimm- und Wahlrecht erhalten?

Das Stimm- und Wahlrecht ist
ein wesentlicher Bestandteil der
Biirgerrechte.

Das Stimmrecht soll weiterhin an
das Bilrgerrecht gekniipft werden.
So wird sichergestellt, dass die
notwendige gesellschaftliche und
politische Integration erfolgt.

Weder JA noch NEIN

Das ist den Kantonen beziehungs-
weise den Gemeinden zu iiberlassen.

JA

Zumindest auf kantonaler und
kommunaler Ebene sollen diese
Auslanderinnen und Auslander
mitbestimmen diirfen.

JA

Es ist selbstverstandlich, dass, wer
hier lebt, auch hier abstimmen soll.
Die Griinen haben in mehreren
Kantonen bereits entsprechende
Initiativen lanciert.

Als Schweizerin und Schweizer

hat man Rechte und Pflichten.

Das Stimmrecht erhalt man deshalb
nach der Einbiirgerung.

Eine diesen Sommer eingereichte Volksinitiative will Kriegsmaterialexporte einschranken. Sollen Kriegsmaterialexporte in kriegfiihrende oder von Biirgerkrieg betroffene Lander verboten werden?

JA

Esist ein Skandal und einer Demo-
kratie zutiefst unwirdig, dass in der
Schweiz ein Viertel der Wohnbeval-

kerung keine politischen Rechte hat.

JA

Die BDP gehdrt zu den Initianten.
Der Bundesrat soll nicht mehr alleine
iiber Exporte entscheiden.

Natig sind ein Dialog und eine breite
Abstiitzung - auch im langfristigen
Interesse der Riistungsindustrie.

Die CVP steht zur Schweizer Rils-
tungsindustrie. Die heutigen Ausfuhr-
bestimmungen reichen aus und
schranken Kriegsmaterialexporte in
kriegfiihrende oder von Biirgerkrieg
betroffene Lénder stark ein.

NEIN
Ein pauschales Verbot geht zu weit.

JA
Die GLP ist Mitglied im Initiativ-
komitee.

JA

Die Griinen fordern ein generelles
Verbot aller Kriegsmaterialexporte.
Die Schweiz soll ihre Sonderrolle
als neutrales Land mit humanitarer
Tradition fiir eine aktive Friedens-
politik nutzen.

Die Landesverteidigung der Schweiz
ist auf eine heimische Riistungs-
industrie angewiesen und diese
wiederum auf Exportmdglichkeiten.
Dabei befolgt sie bereits heute
strenge Regeln.

Der Flugverkehr belastet das Klima stark. Soll die Schweiz eine C02-Abgabe auf Flugtickets einfiihren? - (Weitere Antworten der Parteien auf klimapolitische Fragen unter www.revue.ch)

JA

Die Schweiz hat den von Gewalt
erschitterten Regionen Besseres zu
bieten als Waffen. Sie ist auch

fir die eigene Sicherheit darauf an-
gewiesen, Konflikte durch Verhand-
lungen zu lGsen.

JA

Unser Klima muss geschiitzt
werden. Verursacher grosser
Emissionen diirfen sich nicht aus
der Verantwortung stehlen.

JA

Flugreisen sind heute zu billig.
Auch der Flugverkehr muss sich
anstrengen, die Emission von
Treibhausgasen zu reduzieren.

JA

Die Abgabe muss aber wirtschafts-

vertrdglich sein und zu einem
grossen Teil an die Bevilkerung
auriickverteilt werden.

Der Rest soll in einen Klimafonds

fiir Innovationen fliessen.

JA

Wir haben dazu schon langer
einen Vorstoss im Nationalrat
eingereicht.

JA

Auch der Flugverkehr muss einen
Beitrag an den Klimaschutz leisten.
Alle Nachbarlénder der Schweiz
erheben bereits eine solche Abgabe.

Eine einzig in der Schweiz erhobene
Abgabe tut nichts fiirs Klima. Auch
mit einer «Ablass-Abgabe» wird
trotzdem geflogen. Es kann nicht
sein, dass sich kiinftig nur noch
Reiche Reisen leisten kdnnen.

JA

Die Lenkungsabgabe auf Flug-
tickets soll je nach Flugdistanz und
Kabinenklasse unterschiedlich
hoch ausfallen. Wie die CO,-Abgabe
soll auch die Abgabe auf Flug-
tickets vollumfénglich an die
Bevdlkerung zuriickerstattet
werden.

ol
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Fiir Schweizerinnen und Schweizer, die in EU-Ldndern leben, ist das Verhltnis zwischen der Schweiz und der EU von zentraler Bedeutung. Ist die Begrenzung der Einwanderung wichtiger als der Erhalt der Bilateralen Vertrage mit der EU?

Die BDP ist gegen den Beitritt der
Schweiz zur EU. Aber das andert
nichts an der Tatsache, dass die
Schweiz wirtschaftlich und gesell-
schaftlich eng mit den Landern der
EU verbunden ist. Der eingeschla-
gene bilaterale Weg ist gut fiir die
Schweiz. Er wurde vom Schweizer
Volk mehrmals bestétigt. Einige
der Vertrage sind gut, einige werden
kritisiert, andere bedirfen einer
Uberarbeitung. Allerdings wére es
dusserst gefahrlich, diesen bewahr-
ten Weg und damit auch unseren
Wohlstand wegen einer unndtigen
Initiative zur Begrenzung der Ein-
wanderung aufs Spiel zu setzen.

Kein anderer Partner hat so stark
zum Wohlstand in der Schweiz bei-
getragen wie die EU. Und auch die
EU profitiert stark von der Schweiz.
Wir wollen eine Beziehung mit

der EU, die weder zum Nachteil der
Schweiz noch der EU ist. Fiir die CVP
ist klar: Die bilateralen Vertrége
sind nicht verhandelbar. Das Volk
hat dazu mehrmals Ja gesagt. Sich
in Europa frei bewegen, unsere
Waren und Dienstleistungen ohne
Nachteile in der EU verkaufen, der
Austausch von Wissen - davon pro-
fitieren wir alle jeden Tag. Die CVP
hat sich schon immer fiir den bila-
teralen Weg mit der EU ausgespro-
chen und isolationistische Angriffe
abgewehrt. Somit lehnt die CVP
auch die sogenannte «Kiindigungs-
Initiative» der SVP klar ab. Eine Be-
endigung der Personenfreiziigigkeit
hatte gravierende Auswirkungen fiir
die Wirtschaft, die Forschung und
die Arbeitspldtze in der Schweiz: Alle
anderen Marktdffnungsabkommen
sowie das Forschungsabkommen mit
der EU wiirden wegfallen.

Der bilaterale Weg garantiert einen
massgeschneiderten Zugang zum
EU-Binnenmarkt, ohne dass wir der
EU beitreten miissen. Er hat den
Menschen in der Schweiz Arbeits-
plétze, Wachstum und Wohlstand
gebracht und ermdglicht Hundert-
tausenden das Leben und Arbeiten
in der EU/EFTA. Die Kiindigungsiniti-
ative der konservativen Abschotter
greift diesen Erfolgsweg direkt an.
Es ist wichtig, dass die Schweiz
auch in Zukunft auf hochqualifizier-
te Arbeitskréfte aus dem Ausland
zdhlen kann. Gleichzeitig nimmt die
FDP aber die Sorgen vieler Schwei-
zerinnen und Schweizer beziiglich der
Zuwanderung ernst. Darum wollen
wir Missbréuchen und negativen
Auswirkungen entschieden begeg-
nen: Sozialtourismus ist zu be-
kampfen, der Familiennachzug bei
der Einwanderung aus Drittstaaten
2u beschrénken und Missstande im
Asylbereich sind zu beheben.

Wir wollen die bilateralen Vertrége
nicht nur erhalten, sondern weiter-
entwickeln. Die GLP steht als einzi-
ge Partei seit Beginn aus Uberzeu-

gung fiir ein Rahmenabkommen ein.

Die Schweiz ist Teil Europas. Als
europdische Partei setzen sich die
Griinen fir ein nachbarschaftliches
Verhéltnis zwischen der Schweiz
und der EU ein. Der bilaterale Weg
kommt sowohl den Biirgerinnen und
Biirgern in der Schweiz wie den-

jenigen in der EU zugute. Wir wollen,

dass die Zusammenarbeit gestarkt
wird, insbesondere bei Bildung,
Forschung und Umweltschutz. Aber
es ist auch klar: Eine gute Nachbar-
schaft braucht verldssliche Spiel-
regeln. Ein Rahmenabkommen mit
der EU ist fiir die Weiterentwicklung
des bilateralen Wegs zwingend.

Die Offnung gegeniiber Furopa ist in
einer Volksabstimmung aber nur

mehrheitsfahig, wenn die flankieren-

den Massnahmen zur Personenfrei-
ziigigkeit nicht geschwécht werden.
Um von der EU einen besseren
Schutz gegen Lohndumping zu er-
halten, soll die Schweiz bei der
Steueramtshilfe und den Massnah-
men gegen Steuerdumping endlich
vorwarts machen.

Die Steuerung und Kontrolle der
Zuwanderung ist von grosser
Wichtigkeit. Seit Einfihrung der
Personenfreiziigigkeit hat die
Schweiz netto diber 1,1 Millionen
Zuwanderer aufgenommen.

Der Druck auf die Lohne und Arbeits-

plétze ist spirbar, speziell fir die
iiber 50-Jahrigen. Deshalb will die
SVP mit ihrer Begrenzungsinitiative
das Recht auf freie Zuwanderung
beschrénken. Die gegenseitigen
guten Handelsbeziehungen mit der
EU sind beizubehalten.

Die Zersiedelung verandert das Landschaftsbild der Schweiz. Soll der Landschaftsschutz verstarkt werden, beispielsweise durch strengere Regeln zum Bauen ausserhalb bestehender Bauzonen?

Die grossartige Errungenschaft der
Personenfreiziigigkeit - europaweit
arbeiten und sich niederlassen zu
konnen - muss unbedingt erhalten
bleiben. Die europdische Integration
ist das Fundament von Frieden und
Wohlstand in Europa und die
Schweiz Teil davon. Es kann aber
nicht darum gehen, dass Firmen
moglichst viel Personal im Ausland
rekrutieren. Vielmehr muss der
Fachkraftemangel durch massive
Investitionen in der Bildung be-
kémpft werden. Der Pool von geeig-
neten Arbeitnehmenden wird auch
vergrossert, wenn die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf steigt, sowie
Frau und Mann endlich gleiche
L6hne erhalten. Die Arbeitsmarkt-
integration soll mit zusatzlichen
Massnahmen fir die nachholende
Bildung von Migranten und Migran-
tinnen erhdht werden sowie durch
sétzlichen Schutz der diber
50-Jahrigen. AU dies wirkt der
Neigung der Wirtschaft entgegen,
Arbeitskrafte alleine im Ausland zu
suchen.

Die Zersiedelung wird bereits
bekdmpft: 2013 hat das Volk dem
revidierten Raumplanungsgesetz
zugestimmt. Dieses wird nun von
Kantonen und Gemeinden um-
gesetzt.

Es ist richtig, die vorhandene
Siedlungsfléche besser zu nutzen
und Bauzonen massvoll festzulegen.
Das Raumplanungsgesetz bekampft
die Zersiedelung wirksam und lenkt
die Siedlungsentwicklung nach
innen.

JA

Die standigen Erweiterungen von
Ausnahmen beim Bauen ausserhalb
der Bauzonen sind zu stoppen.

JA

Die GLP unterstiitzt eine

entsprechende Reform.

JA

Durch die Bautétigkeit ausserhalb
der Bauzonen gehen wertvolles
Kulturland und naturnahe Lebens-
raume fiir die Biodiversitét verloren.

Strengere Regeln hat das Stimm-
volk mit dem Nein zur Zersiede-
lungsinitiative Anfang Jahr klar ab-
gelehnt. Fiir einen besseren
Landschaftsschutz sollte die
masslose Zuwanderung einge-
démmt werden.

JA

Der Gebaudebestand ausserhalb der
Bauzonen darf nicht weiter steigen.
Neubauten sollen nur erlaubt werden,
wenn sie fiir die Landwirtschaft
notwendig sind. Umnutzungs-
mdglichkeiten sind einzuschranken.
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Einst ausgerottete Tierarten werden in der Schweiz wieder heimisch, doch die Gegenwart von Wolf, Luchs und Bir fiihrt zu Spannungen. Sollen die Schutzbestimmungen fiir diese Grossraubtiere gelockert werden?

JA

Wenn die Population nicht den
drtlichen Mdglichkeiten entspricht,
soll der Schutz fallweise gelockert
werden.

Weder JA noch NEIN
Die CVP unterstiitzt die Lockerung

des Schutzes bei Wélfen und Bibern,

lehnt aber eine Lockerung beim
Luchs ab.

JA

Eine gezielte Anpassung der Schutz-
bestimmungen zur Regulierung

des Wolfsbestandes unterstiitzt die
FDP mehrheitlich. Eine generelle
Lockerung der Schutzbestimmun-
gen lehnen wir ab.

Die GLP wird sich aktiv fiir ein
Referendum gegen dieses
Abschussgesetz einsetzen.

Der Bund soll in Préventionsmass-
nahmen wie den Herdenschutz in-

vestieren, die ein besseres Zusam-
menleben von Wild- und Nutztieren

JA

Fiir bestimmte Grossraubtiere ist
die dicht besiedelte Schweiz
ungeeignet.

Wie soll sichergestellt werden, dass Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer ihre politischen Rechte - insbesondere das Recht zu wahlen und abzustimmen - iiberhaupt wahrnehmen kinnen?

Die SP lehnt eine Schwachung des
Schutzes von Luchs, Biber, Wolf etc.
ab. Wir nehmen nicht hin, dass
Wildtiere und Végel vorsorglich
dezimiert werden kdnnen - ohne
Schaden angerichtet zu haben.

Nitig ist die elektronische Stimm-
abgabe - insbesondere fiir die Aus-
landschweizerinnen und -schweizer.
Damit die Resultate nicht verfalscht
werden konnen, muss die Sicherheit
des E-Voting allerdings gewahrleis-
tet werden.

Die CVP hat bereits per Motion von
Standerat Filippo Lombardi gefordert,
dass die Kantone dazu verpflichtet
werden, allen berechtigten Ausland-

schweizerinnen und -schweizern
im Rahmen einer foderalistischen

Losung die Mdglichkeit der elektro-

nischen Stimmabgabe (E-Voting)
anzubieten.

E-Voting ist fir die Ausiibung der
politischen Rechte der Ausland-
schweizerinnen und -schweizer
zentral. Oft kommen Abstimmungs-
unterlagen zu spét an, Postwege
sind unzuverldssig. In Kantonen,
die E-Voting erfolgreich erprobten,
lag die Beteiligung der Ausland-
schweizer signifikant haher. Die FDP
hat E-Voting fiir Auslandschweizer
stets befiirwortet. Sicherheitsbe-
denken nehmen wir ernst und ver-
folgen mit Blick auf eine Einfiihrung
im Inland den pragmatischen Weg
«Sicherheit vor Tempo. Riickschlage
seitens der technischen Anbieter,
die Auslandschweizer im Wahljahr
direkt treffen, bedauern wir sehr.

Wichtig ist einerseits ein frihzeiti-

ger Versand des Abstimmungs- und

Wahlmaterials. Andererseits unter-
stiitzt die GLP E-Voting-Ldsungen
fiir Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Eine generelle
Uberfiihrung der elektronischen
Stimmabgabe in den ordentlichen
Betrieb lehnen wir wegen Sicher-
heitsbedenken zum heutigen Zeit-
punkt hingegen ab.

Die Fiinfte Schweiz zahlt eine Drei-
viertelmillion Menschen. Sie sind
wichtige Botschafter der demokrati-
schen Kultur der Schweiz und sollen
ihre politischen Rechte aktiv wahr-
nehmen kdnnen. Weil die Unterla-
genin vielen Landern zu spét oder
gar nicht zugestellt werden, kinnen
viele nicht an Abstimmungen und
Wahlen teilnehmen. Das ist fiir die
Griinen inakzeptabel. Weil derzeit
kein falschungssicheres E-Voting-
System verfiigbar ist, soll als
Zwischenform ein elektronischer
Versand gepriift werden. Er ermdg-
licht eine piinktliche Zustellung der
Unterlagen diber das Internet.

Auslandschweizerinnen und  Aus-
landschweizer kdnnen ihre politi-
schen Rechte wie bisher wahmeh-
men, namlich primar mit der
brieflichen Wahl und Abstimmung.

Die SP fordert seit Langem die
rasche Einfilhrung eines sicheren
E-Voting-Systems zumindest fir
Auslandschweizerinnen und

-schweizer. Umso bedauerlicher sind

Riickschlége. Weil E-Voting so
rasch nicht in allen Kantonen reali-
siert werden dilrfte, sind Optimie-
rungen des heutigen Systems zu
priifen: zentraler Versand durch die
Staatskanzlei oder den Kantons-
hauptort - wie heute im Kanton
Ziirich durch die Stadt Ziirich - statt
durch jede einzelne Gemeinde; Ver-
sand der Unterlagen auf elektroni-
schem Weg sowie die Maglichkeit,
die Stimme persdnlich oder brieflich
in einem Konsulat abzugeben.

Im Ausland lebende Schweizerinnen und Schweizer haben kaum Chancen, ins Parlament gewahlt zu werden. Ein separater, eigener Wahlkreis wiirde die Wahlchancen erheblich verbessern. Ist ein separater Wahlkreis zu begriissen?

Wir erachten die Wahlchancen
von Auslandschweizerinnen

und -schweizern heute nicht als
geringer als diejenigen von im
Inland lebenden Schweizerinnen
und Schweizern.

NEIN
Auslandschweizerinnen und

-schweizer sind ihren Landsleuten

punkto Vertretung im Nationalrat
rechtlich gleichgestellt. Zu be-
seitigen sind die Hiirden zur Aus-
iibung des Wahlrechts (Firderung
E-Voting).

«Quoten» oder Wahlkreise fiir

einzelne Gruppen widersprechen
dem staatspolitischen Aufbau
der Schweiz und den Grundsétzen
ihrer Demokratie.

Weder JA noch NEIN
Die GLP hat zu dieser Frage bislang

keine Position.

Es braucht eine politische
Vertretung der Fiinften Schweiz,
damit ihren besonderen Interessen
und Lebensbedingungen Rechnung

In der fdderalistischen Struktur
der Schweiz ist die Rolle der
Kantone von grosser Wichtigkeit.
Deshalb sind diese auch als Wahl-
kreise bei den Nationalratswahlen
beizubehalten.

JA

Dies fordert die SP seit Langem.
Die Beispiele Italien, Frankreich,
Portugal und anderer Lénder
zeigen, dass sich dies ohne
Weiteres verwirklichen l&sst.

Lusétzliche Fragen und Antworten unter: www.revue.ch



	Die grosse Wahlumfrage : sieben Parteien auf den Zahn gefühlt

